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„Die Bedrohung bleibt bestehen“

Die landesweiten Proteste gegen die Suharto-Regierung im Mai 1998, wie hier in Jakarta, entluden
sich auch in Gewalt gegen ethnische Chines*innen. ©Uzilite, Flickr, CC BY-NC-ND 2.0

Indonesien: Die Ausschreitungen gegen ethnische Chines*innen im Jahr 1998 schockierten
Menschen auf der ganzen Welt. Von der vorkolonialen Zeit bis zum unabhängigen Indonesien gab es
immer wieder Fälle von anti-chinesischer Gewalt.

Trigger Warnung: Dieser Artikel enthält Hinweise auf Rassismus, Vergewaltigung und
weitere Gewalttaten.

Bei gewaltsamen Ausschreitungen am Ende der Suharto-Diktatur wurden 1998 in Indonesien mehr
als 1.000 Menschen getötet und zahlreiche weitere verletzt. Die Ausschreitungen, die sich deutlich
gegen Angehörige der chinesischen Minderheit richteten, unterschieden sich in einem wichtigen

https://suedostasien.net/author/simon-kaack/amp/


Merkmal von vielen vorhergehenden Gewalttaten: Es kam zu zahlreichen extremen sexualisierten
Übergriffen und Vergewaltigungen. Als Reaktion auf die Ereignisse flohen rund 100.000 bis 150.000
chinesischstämmige Indonesier*innen ins Ausland. Ein staatlicher Untersuchungsbericht kam
später zu dem Schluss, dass die Gewalttaten in einem Umfeld politischer Elitenkämpfe statt
gefunden hatten und dass die damalige Militärführung involviert gewesen sein könnte. Juristische
Konsequenzen gab es nicht. Für die Betroffenen, insbesondere diejenigen, die Vergewaltigungen
und sexualisierte Gewalt erlitten hatten, war diese ‚Aufarbeitung‘ äußerst enttäuschend.

südostasien: Was waren die historischen Vorläufer der antichinesischen Gewalt von 1998
in Indonesien?

Jemma Purdey: In allen Epochen, von der vorkolonialen Zeit bis zum unabhängigen Indonesien,
gab es gewalttätige Vorfälle gegen ethnische Chines*innen. Zu den bekanntesten Ereignissen
gehören die Unruhen in Batavia im Jahr 1740, bei denen Tausende von Chines*innen in Konflikten
getötet wurden, die mit der Zuwanderung von Chines*innen im Zuge des Zuckerbooms
zusammenhingen.

Mit dem Aufkommen des Nationalismus im frühen 20. Jahrhundert wurden Chines*innen zur
Projektionsfläche, gegen die sich nationale Identitäten abgrenzen konnten. Während der japanischen
Besatzung wurden Chines*innen sowohl von den Besatzern als auch von den Revolutionären
angefeindet. Im Zuge des Unabhängigkeitskampfes gegen die Niederländer kam es zu erheblichen
Gewalttaten gegen ethnische Chines*innen, wobei die schrecklichste im Mai 1946 in Tangerang
stattfand, als mehr als sechshundert Menschen getötet wurden.
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In der neuen Republik Indonesien galten Chines*innen zwar rechtlich als Bürger, doch wurde ihnen
nicht die gleiche Legitimität der Zugehörigkeit zur Nation zuerkannt wie den pribumi, den
‚einheimischen’ Indonesiern. In Artikel 6 der Verfassung von 1945 wurde festgelegt, dass der
Präsident ein gebürtiger Indonesier sein sollte, was chinesischstämmige Bürger*innen ausschloss.

Wie war die chinesische Gemeinschaft von der Gewalt der 1960er Jahre in Indonesien



betroffen?

Die Gewalt während der Massaker von 1965-66 richtete sich besonders gegen die Kommunistische
Partei Indonesiens (PKI) und die ihr angeschlossenen Organisationen, zu denen auch die ethnisch-
chinesische Organisation Baperki [Badan Permusyawaratan Kewarganegaraan Indonesia,
Konsultative Körperschaft für Indonesische Staatsangehörigkeit, d.R.], gehörte. Aber sie ermöglichte
auch Straffreiheit für blutige Gewalttaten aller Art. Der prozentuale Anteil der ethnischen
Chines*innen an den Opfern des Völkermordes war jedoch nicht größer als ihr demografischer
Anteil. Dennoch: dort, wo sich die Gewalt gegen ethnische Chines*innen richtete, hatte sie auch eine
ethnische Komponente.

1967 wurden Gesetze eingeführt, die darauf abzielten, alle Indonesier ethnisch chinesischer
Abstammung zu diskriminieren. Eine Reihe von Gesetzen verbot die Verwendung chinesischer
Namen, Schriften und Schriftzeichen, kultureller Veranstaltungen oder Feiern. Familien wurden
gezwungen, ihre Namen zu ändern und alle anderen Aspekte ihres ‚Chinesisch-Seins’ zu verbergen.
Ethnische Chines*innen wurden auch von Positionen im öffentlichen Dienst ausgeschlossen, viele
zogen in abgeschirmte und geschützte Wohnsiedlungen.

Massengräber in Tulungagung für chinesischstämmige Opfer der Massaker von
1948-1949 in Ost-Java. ©FX Harsono, Alle Rechte vorbehalten



Massengräber in Nganjuk für chinesischstämmige Opfer der Massaker von
1948-1949 in Ost-Java. ©FX Harsono, Alle Rechte vorbehalten

Welche Strömungen und Debatten gab es innerhalb der chinesischen Gemeinschaft?

Nach dem Vertrag über die doppelte Staatsbürgerschaft mit China in den frühen 1960er Jahren
entstanden verschiedene Ansätze. Baperki vertrat einen integrativen Ansatz (integrasi), bei dem die
Peranakan-Chinesen [Nachfahren chinesischer Einwanderer] einfach eine kulturelle Gruppe unter
den Hunderten von suku bangsa [ethnische Gruppen] innerhalb des multiethnischen indonesischen
Nationalismus waren. Andere zogen es vor, die Idee der Assimilation (asimilasi) zu unterstützen, bei
der die Chines*innen ihre kulturellen, sprachlichen und religiösen Bindungen an die chinesische
Kultur aufgeben, um ‚indonesisch zu werden’. Im Extremfall bedeutete dies, indonesische Namen,
Bräuche und den Islam anzunehmen. Der Asimilasi-Ansatz wurde vom Institut für die Förderung der
nationalen Einheit (Lembaga Pembina Kesatuan Bangsa, LPKB) verfolgt. Die Verbindungen zwischen
hochrangigen Mitgliedern des LPKB und den linksgerichteten Fraktionen innerhalb des Militärs
trugen dazu bei, dass die politischen Spannungen im Vorfeld der Massaker von 1965 weiter
zunahmen und zu Spaltungen mit Baperki führten.

Gab es Bemühungen, Minderheitenrechte gesetzlich zu verankern?

Die Baperki, die innerhalb des multiethnischen indonesischen Nationalismus die stärkste Stimme für
die Rechte der ethnischen chinesischen Minderheit gewesen war, wurde durch die
antikommunistischen ‚Säuberungen’ beseitigt. In den ersten Jahren der Neuen Ordnung [Zeit der
Suharto-Diktatur 1965 – 1998] sorgten vor allem das Stigma der ethnischen Chines*innen als
angebliche Verbündete der Kommunistischen Partei Indonesiens (PKI) und die historisch bedingte
antichinesische Stimmung dafür, dass es für die Rechte ethnischer Chines*innen nur sehr wenig
Raum gab.



Das Werk History repeats itself der Künstlerin Titarubi, ausgestellt 2014 im Rahmen der
ArtJog in Yogyakarta. ©Anett Keller

Waren ethnische Chines*innen in staatlichen Institutionen vertreten?

Die staatliche Diskriminierung ethnischer Chines*innen während der Neuen Ordnung bedeutete,
dass sie im öffentlichen Dienst, auch innerhalb der Sicherheitskräfte, stark unterrepräsentiert
waren. Es gibt zwar einige Ausnahmen, aber die überwiegende Mehrheit der ethnischen Chinesen
arbeitete in der Wirtschaft, wo sie weniger Einschränkungen ausgesetzt waren. Dies schuf ein Netz



von äußerst fähigen Unternehmer*innen mit denen Suhartos innerer Kreis zusammenarbeitete, um
ihren persönlichen Reichtum und den der Nation in den 1970er, 80er und bis in die 1990er Jahre
hinein zu mehren.

Wurden die staatlichen Sicherheitskräfte als Schutzfaktor wahrgenommen?

Ethnisch chinesische Indonesier bezahlten während der Neuen Ordnung Angehörige der staatlichen
Sicherheitskräfte und privater Sicherheitsfirmen zum Schutz ihrer Geschäftsinteressen und
versuchten, hochrangige Militärs und Polizisten direkt in ihre Geschäfte einzubeziehen. Diese
Patronage-Beziehungen, die häufig mit dem Begriff cukong beschrieben werden, erstreckten sich
auch auf politische Kreise, einschließlich des Präsidenten und seiner Familie. Gleichzeitig zum
Machtausbau Suhartos wuchsen auch der Reichtum ethnischer Chines*innen und ihr Gefühl von
Sicherheit.

Gleichzeitig gab es immer noch Angriffe auf ethnische Chines*innen, die von den Sicherheitskräften
geduldet wurden. In Spannungssituationen genossen sie aber nicht den gleichen Schutz (und oft
auch nicht den bezahlten Schutz) wie der Rest der Gesellschaft.

Welche Rolle spielten das Militär und die Polizei bei den Unruhen von 1998?

Zumindest gelang es der Polizei zunächst nicht, den Gewaltausbruch zu verhindern.
Wahrscheinlicher ist jedoch, dass es eine systematische und koordinierte verdeckte Operation zur
Anstiftung und Durchführung der Unruhen gab, die von Angehörigen des Militärs in Zivil
durchgeführt wurde. Aufgrund meiner Quellenauswertung sowie der Systematik der
Ausschreitungen in Sachen Zeitplan und Gewaltformen, einschließlich Gruppenvergewaltigungen
und Brandstiftung, gehe ich davon aus, dass Teile des Militärs daran beteiligt waren. Die Opfer
waren hauptsächlich Frauen, arme Stadtbewohner*innen und chinesische Indonesier*innen. Bisher
wurde keiner der Täter für die Verbrechen zur Rechenschaft gezogen.

Welche Rolle spielte die Gemeinsame Ermittlungsgruppe (TGPF, Tim Gabungan Pencari
Fakta) bei der Aufarbeitung?

Die TGPF wurde im Juli 1998 von Suhartos Nachfolger BJ Habibie ins Leben gerufen, um die
Ausschreitungen in Jakarta und anderen Städten, darunter Medan und Solo, zu untersuchen. Der
Prozess war jedoch aufgrund verschiedener Gründe zum Scheitern verurteilt. Die Betonung der
Aufdeckung der Täter als Schritt in Richtung Gerechtigkeit, die Beteiligung politischer Akteure an
dem Prozess und die Einbeziehung von Mitgliedern der Polizei und des Militärs trugen erheblich
dazu bei. Dennoch stellte der TGPF-Bericht, als er im November 1998 vorgelegt wurde, einen
Wendepunkt in der Wahrheitsfindung dar.



Die chinesischstämmige Community, die unter anderem in der Chinatown Jakartas lebt,
sieht sich auch heute noch erheblichen Missständen und Gefahren ausgesetzt. ©Jakob
Montrasio, CC BY 2.0

Der Bericht kam zu dem Schluss, dass die Gewalttaten in einem Umfeld politischer Elitenkämpfe
stattfanden und dass die damalige Militärführung, einschließlich des damaligen Chefs von Kostrad
[Komando Cadangan Strategis TNI-Angkatan Darat, Strategisches Heeres-Reservekommando],
Generalleutnant Prabowo Subianto und des Befehlshabers für den Großraum Jakarta, Generalmajor
Syafrie Sjamsoeddin, involviert gewesen sein könnten, auch wenn es keine stichhaltigen Beweise
gab. Der Mangel an Beweisen führte dazu, dass einige der Verdächtigen bis heute in ihren
Machtpositionen bleiben konnten.

Für die Betroffenen, insbesondere diejenigen, die Vergewaltigungen und sexuelle Gewalt erlitten
hatten, waren die Ergebnisse der TGPF enttäuschend und vertieften ihr Misstrauen gegenüber den
Behörden. Anstatt Hilfe, Mitgefühl und Versöhnung erfuhren viele von ihnen Schuldzuweisungen
und Misstrauen gegen die eigene Person in Medien aber auch in der TGPF selbst. Auch die zugrunde
liegende Diskriminierung und die antichinesischen Vorurteile thematisierte der Bericht nicht.

Wie wurde sexualisierte Gewalt in der Aufarbeitung behandelt?

Die am Bericht beteiligte Freiwilligengruppe Tim Relawan Untuk Kemanusiaan (TRUK) zählte 168
Vergewaltigungsopfer, was in medialen, politischen und religiösen Kreisen sofort zu Fragen der
Verifizierung führte, einschließlich der Forderung, die Opfer sollten sich melden und ihre Namen
nennen. Am Vorabend der Veröffentlichung des Berichts wurde ein TRUK-Mitglied und
Vergewaltigungsopfer, Marthadinata, ermordet. Sie sollte in den USA über die Vergewaltigungen
aussagen. Der TGPF-Bericht erwähnt 85 Fälle von Vergewaltigung und sexueller Nötigung, kommt
aber nicht zu dem Schluss, dass die Gewalt geplant war, sondern gibt an, dass dies unklar bleibt.

Welche Auswirkungen hat die (Nicht-)Aufarbeitung der Vorfälle auf das heutige Leben



chinesischstämmiger Indonesier*innen?

In den letzten zwei Jahrzehnten wurden viele der zuvor verweigerten Rechte für chinesische
Indonesier*innen wiederhergestellt, es kam zur Wiederbelebung der chinesischen Kultur, Sprache
und sozialen Organisationen. Darüber hinaus wurde eine Reihe von Gesetzen zum Schutz vor
Diskriminierung aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit erlassen, darunter das
Rassendiskriminierungsgesetz Nr. 40/2008, in dem es ausdrücklich um die „Beseitigung von
Diskriminierung aufgrund der Rasse und der ethnischen Zugehörigkeit“ geht. Die Bedrohung durch
antichinesische Stimmungen und Gewalt bleibt jedoch bestehen.
Die Tatsache, dass die Unruhen vom Mai 1998 nicht aufgeklärt wurden, trägt zu einer anhaltenden
Traumatisierung der Opfer bei und erinnert alle ethnischen Chines*innen an ihre immer noch
prekäre Lage in einer zunehmend illiberalen Demokratie.

Gibt es zivilgesellschaftliche Akteure, die sich auch heute noch mit den antichinesischen
Ausschreitungen befassen?

Menschenrechtsorganisationen wie KontraS [Komisi untuk Orang Hilang dan Korban Tindak
Kekerasan, Kommission für die Verschwundenen und die Opfer von Gewalt] und Amnesty
International Indonesia sowie die Nationale Kommission gegen Gewalt gegenüber Frauen (Komnas
Perempuan) setzen sich weiterhin für einen Prozess der Wahrheitsfindung und Versöhnung ein, auch
im Hinblick auf die historische Gewalt. In diesem Kontext der Verteidigung der Menschenrechte für
alle Indonesier*innen und der Beendigung von Diskriminierung und Rassismus haben ethnische
Chines*innen Solidarität gefunden.

Interview und Übersetzung aus dem Englischen: Simon Kaack
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1.

By Simon Kaack
20. März 2024
Myanmar – Das Militär behauptet sich an der Macht, wird aber zunehmend von ethnischen
bewaffneten Gruppen unter Druck gesetzt. Fragen nach Staatsbürgerschaft und
Verfassungswesen für eine Zeit ‚nach der Junta‘ werden gestellt.

2.

By Simon Kaack
26. Februar 2024
Malaysia – Korruptionsskandale und gesellschaftliche Umbrüche haben das politische System
massiv transformiert. Große Gefahren bestehen jedoch in ethnischen Trennlinien und Online-
Populismus

3.

By Simon Kaack
12. Januar 2023
Kambodscha brauche ‚mutige Investitionen‘, damit Medienschaffende unabhängig arbeiten
könnten, sagt James Gomez, Regionaldirektor des Asia Centre. Internationale
Organisationen sollten genau hinschauen, wen sie im Land unterstützen.
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4.

By Simon Kaack
27. Oktober 2022
Thailand – Online-Demokratie und digitale Rechte werden unter der Prayuth-Regierung massiv
angegriffen. Verleumdungs- und Cybergesetze werden als Waffen eingesetzt, um gegen
Aktivist*innen und Andersdenkende vorzugehen und sie zum Schweigen zu bringen.
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